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44. Verordnung: Änderung der Verordnung betreffend die Entlastung von der 
Abzugsbesteuerung auf Grund von Doppelbesteuerungsabkommen (DBA-
Entlastungsverordnung) 

44. Verordnung des Bundesministers für Finanzen über die Änderung der Verordnung 
betreffend die Entlastung von der Abzugsbesteuerung auf Grund von 
Doppelbesteuerungsabkommen (DBA-Entlastungsverordnung) 

Zur Durchführung von Doppelbesteuerungsabkommen wird auf deren Grundlage verordnet: 

Die Verordnung des Bundesministers für Finanzen betreffend die Entlastung von der Abzugsbesteu-
erung auf Grund von Doppelbesteuerungsabkommen, BGBl. III Nr. 92/2005, wird wie folgt geändert: 

Nachstehende Bestimmung wird in § 5 als Absatz 3 aufgenommen: 

(3) Das Finanzamt Bruck Eisenstadt Oberwart kann über Antrag eines abkommens-berechtigten Ar-
beitskräfteüberlassungsunternehmens bei Vergütungen für die Gestellung von Arbeitskräften zur inländi-
schen Arbeitsausübung zeitlich befristet durch Bescheid eine Entlastung an der Quelle zulassen, wenn 
sichergestellt ist, dass keine Umgehungsgestaltung vorliegt und das ausländische Arbeitskräfteüberlas-
sungsunternehmen oder der inländische Gestellungsnehmer (Beschäftiger) für die überlassenen Arbeits-
kräfte die Pflichten des Arbeitgebers im Sinne der §§ 76, 78, 79, 80, 82, 84 und 87 EStG 1988 wahr-
nimmt. Gestellungsnehmer können die Arbeitskräftegestellungsvergütungen von der Besteuerung für jene 
Zeiträume entlasten, für die ihnen eine Kopie des Bescheides vorliegt. 

Grasser 


